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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Sozialgericht Nürnberg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 16 R 815/18
Datum 27.09.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 R 521/19
Datum 14.09.2020

3. Instanz

Datum 31.05.2023

I. Die Klage wird abgewiesen.
II. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

T a t b e s t a n d :

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Befreiung des KlÃ¤gers von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach Â§ 6 Absatz 1
Satz 1 Nr. 1 SGB VI fÃ¼r die TÃ¤tigkeit als Projektmanager beimÂ  a. e.V. fÃ¼r den
Zeitraum vom 01.05.2004 bis 31.12.2017.

Der KlÃ¤ger beantragte Ã¼ber die Beigeladene zu 2.) bei der Beklagten vor der
streitgegenstÃ¤ndlichen TÃ¤tigkeit mit Schreiben vom 05.08.1999 die Befreiung
von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach Â§ 6
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bzw. Satz 5 SGB VI auf Grund der Pflichtmitgliedschaft in der
berufsstÃ¤ndischen Kammer (Rechtsanwaltskammer) seit 29.04.1999 fÃ¼r die ab
dem 01.03.1996 ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer beim F.

Mit Schreiben vom 10.05.2000 fÃ¼hrte die Beklagte aus, dass eine Befreiung von
der Versicherungspflicht gemÃ¤Ã� Â§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI eine
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berufsspezifische BeschÃ¤ftigung voraussetze. Eine Befreiungsberechtigung von
RechtsanwÃ¤lten kÃ¶nne regelmÃ¤Ã�ig nur aus einer BeschÃ¤ftigung als
angestellter Anwalt hergeleitet werden. Zur Beurteilung, ob der KlÃ¤ger als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer beim F. berufsspezifisch beschÃ¤ftigt sei, bedÃ¼rfe es einer
KlÃ¤rung, ob der KlÃ¤ger anwaltlich tÃ¤tig sei. Dies treffe auch auf einen
Syndikusanwalt zu, der seinen Arbeitgeber in rechtlichen Angelegenheiten berate,
wobei diese TÃ¤tigkeit im Unternehmen anwaltliche QualitÃ¤t haben mÃ¼sse, d.h.
unabhÃ¤ngig in der Vertretung des eigenen Rechtsstandpunktes.

Der KlÃ¤ger legte daraufhin eine BestÃ¤tigung vom 19.04.2000 vor, dass der
KlÃ¤ger als Syndikusanwalt fÃ¼r den F. tÃ¤tig sei. Er berate den F. in rechtlichen
Angelegenheiten mit anwaltlicher QualitÃ¤t, d.h. mit der notwendigen
UnabhÃ¤ngigkeit in der Vertretung seines Rechtsstandpunktes. DarÃ¼ber hinaus
gehÃ¶re zu seinen Aufgaben die Rechtsberatung der Mitgliedunternehmen, die wie
von einem freien Rechtsanwalt wahrgenommen werde.

Mit Bescheid vom 09.10.2000 befreite die Beklagte den KlÃ¤ger ab dem 06.08.1999
auf den Antrag vom 05.08.1999 (eingegangen am 06.08.1999) fÃ¼r die TÃ¤tigkeit
als Rechtsanwalt von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung gemÃ¤Ã� Â§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI. Beginn der
Mitgliedschaft in der Versorgungseinrichtung (F. Bayerische
RechtsanwÃ¤lteversorgung) sei der 24.04.1999. In seiner selbststÃ¤ndigen als
Rechtsanwalt ab 01.05.1999 unterliege der KlÃ¤ger nicht der Versicherungspflicht
in der gesetzlichen Rentenversicherung. Eine Befreiung hierfÃ¼r sei weder
mÃ¶glich, noch erforderlich.

Mit Schreiben vom 07.01.2015 bat der KlÃ¤ger um BestÃ¤tigung der Befreiung von
der Versicherungspflicht nach Â§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI. Mit Bescheid vom
09.10.2000 sei er befreit worden. Auch nach Verlautbarung der Beklagten erscheine
auf Grund des Inhalts des Verwaltungsakts ein Befreiungstatbestand weiterhin
gegeben. Er sei nach wie vor und ununterbrochen Mitglied in der
Rechtsanwaltsversorgung.

Die Beklagte forderte den KlÃ¤ger auf mitzuteilen, ob er weiterhin ununterbrochen
fÃ¼r denselben Arbeitgeber tÃ¤tig sei und lehnte den Antrag des KlÃ¤gers auf
Befreiung von der Versicherungspflicht gemÃ¤Ã� Â§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI
mit Bescheid vom 18.05.2015 ab. Eine Antwort auf die Anfrage der Beklagten sei
nicht erfolgt. Die Befreiungsvoraussetzungen seien daher nicht nachgewiesen.

Mit Formantrag vom 22.03.2016, eingegangen bei der Beklagte am 24.03.2016,
beantragte der KlÃ¤ger die rÃ¼ckwirkende Befreiung von der Versicherungspflicht
in der gesetzlichen Rentenversicherung gemÃ¤Ã� Â§ 231 Absatz 4b SGB VI sowie
die Erstattung zu Unrecht gezahlter PflichtbeitrÃ¤ge an die berufsstÃ¤ndische
Versorgungseinrichtung fÃ¼r SyndikusanwÃ¤lte nach Â§ 286f SGB VI. Er sei als
Projektmanager beimÂ  a. e.V. vom 01.01.2015 bis 22.03.2016 und weiterhin
unbefristet beschÃ¤ftigt. Seit 29.04.1999 sei der KlÃ¤ger Pflichtmitglied der G..

Zugleich (22.03.2016) stellte der KlÃ¤ger einen Antrag auf Befreiung von der
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Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach Â§ 6 Absatz 1
Satz 1 Nr. 1 SGB VI fÃ¼r RechtsanwÃ¤lte und SyndikusanwÃ¤lte Ã¼ber die
Beigeladene 2.) bei der Beklagten. Er sei als Syndikusanwalt tÃ¤tig seit 01.05.2004
(Projektmanager beimÂ  a. e.V.). Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft habe er
fÃ¼r die zu befreiende TÃ¤tigkeit als Syndikusanwalt gegenÃ¼ber der G. am
29.03.2016 beantragt. Den Antrag legte der KlÃ¤ger in Kopie bei.
Die Beigeladene 2.) bestÃ¤tigte eine Pflichtmitgliedschaft kraft Gesetzes seit
29.04.1999 bis 31.10.2005 und eine fortgesetzte Mitgliedschaft auf Antrag ab
01.11.2005 wegen des Wechsels nach T.. Es werde ferner bestÃ¤tigt, dass ab
Beginn der Befreiung nach Â§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI fÃ¼r Zeiten, fÃ¼r die
ohne diese Befreiung BeitrÃ¤ge an die gesetzliche Rentenversicherung zu zahlen
wÃ¤ren, einkommensbezogene PflichtbeitrÃ¤ge analog Â§Â§ 157 ff. SGB VI zu
zahlen seien.

Im Anschluss beendete der KlÃ¤ger die TÃ¤tigkeit als Syndikusrechtsanwalt bei
derÂ  a. e.V. zum 31.12.2017 und zog von G-Stadt nach B-Stadt um.

Mit Bescheid vom 07.06.2018 stellte die Beigeladene 1.) fest, dass dem KlÃ¤ger die
Zulassung als Syndikusrechtsanwalt fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit bei derÂ  a. e.V. hÃ¤tte
erteilt werden mÃ¼ssen, wenn nicht die TÃ¤tigkeit als Syndikusrechtsanwalt bereits
am 31.12.2017 geendet hÃ¤tte. Eine Zulassung als Syndikusrechtsanwalt kÃ¶nne
nicht mehr erteilt werden, da die TÃ¤tigkeit, fÃ¼r die die Zulassung als
Syndikusrechtsanwalt beantragt worden sei, beendet sei und daher die
Anforderungen nach Â§ 46 AbsÃ¤tze 2 bis 5 BRAO nicht mehr erfÃ¼lle, Â§ 46a
BRAO. Sein Antrag auf Zulassung sei damit jedoch nicht erledigt. Denn der KlÃ¤ger
habe ein berechtigtes Interesse auf Feststellung, dass zum Zeitpunkt des Eingangs
des Antrages in der GeschÃ¤ftsstelle der G. am 29.03.2016 bis zur Beendigung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses am 31.12.2017 die Voraussetzungen fÃ¼r die Zulassung als
Syndikusrechtsanwalt gegeben gewesen wÃ¤ren. WÃ¤re vor Beendigung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses Ã¼ber den Zulassungsantrag entschieden und der KlÃ¤ger
als Syndikusrechtsanwalt zugelassen worden, wÃ¤re die Beklagte auf Grund der
gesetzlich angeordneten Bindungswirkung in Â§ 46a Absatz 2 Satz 4 BRAO und der
RÃ¼ckwirkung in Â§ 46a Absatz 4 Nr. 2 BRAO verpflichtet gewesen, den KlÃ¤ger
mindestens vom Datum des Eingangs des Antrages in der GeschÃ¤ftsstelle der RAK
T., vermutlich aber sogar rÃ¼ckwirkend bis zum 01.04.2014 (Â§ 231 AbsÃ¤tze 4b
und 4d SGB VI) von der gesetzlichen Rentenversicherungspflicht zu befreien.
Folglich seien diese RentenversicherungsbeitrÃ¤ge, die in dieser Zeit an die
Beklagte bezahlt worden seien, auf seine Anwartschaften beim Beigeladenen 2.) zu
erstatten (Â§ 286f SGB VI). Der Antrag sei daher in einen Feststellungsantrag
umzudeuten, um so gemÃ¤Ã� Â§Â§ 46 ff BRAO analog die entsprechende
Bindungswirkung herbeizufÃ¼hren, die fÃ¼r eine Entscheidung der Beklagten
Ã¼ber die gestellten BefreiungsantrÃ¤ge zu ermÃ¶glichen.

Mit Bescheid vom 19.07.2018 lehnte die Beklagte den Antrag des KlÃ¤gers vom
24.03.2016 auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach Â§ 6 Absatz 1
Satz 1 Nr. 1 SGB VI fÃ¼r dessen vom 01.05.2004 bis 31.12.2017 ausgeÃ¼bte
BeschÃ¤ftigung als Mitarbeiter bei derÂ  a. e.V. (ehemals T. e.V.) ab. Der KlÃ¤ger
sei nicht Pflichtmitglied in der Rechtsanwaltskammer auf Grund seiner
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BeschÃ¤ftigung, weil die Rechtsanwaltskammer mit Bescheid vom 07.06.2018 keine
Zulassung als Syndikusrechtsanwalt nach Â§ 46a BRAO erteilt habe. Die
Voraussetzungen fÃ¼r eine Befreiung nach Â§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI
lÃ¤gen daher nicht vor.

Mit Schreiben vom 30.07.2018 legte der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte Widerspruch
gegen den Bescheid der Beklagten vom 19.07.2018 ein. Wie dem Bescheid vom
07.06.2018 bei genauer LektÃ¼re zu entnehmen sei, hÃ¤tte eine Befreiung erteilt
werden mÃ¼ssen, wenn die TÃ¤tigkeit nicht bereits zum 31.12.2017 geendet
hÃ¤tte. Daher hÃ¤tten die Voraussetzungen fÃ¼r eine Zulassung als
Syndikusanwalt vorgelegen. Der KlÃ¤ger sei daher zu befreien.

Mit Widerspruchsbescheid vom 10.10.2018 wies die Beklagte den Widerspruch des
KlÃ¤gers zurÃ¼ck. Es ergebe sich kein Anspruch auf eine Befreiung nach Â§ 6
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI oder Â§ 231 Absatz 4b SGB VI. Da der KlÃ¤ger nicht
fÃ¶rmlich zugelassen sei als Syndikusrechtsanwalt durch AushÃ¤ndigung der
Urkunde bzw. Vereidigung, bestehe auch keine Pflichtmitgliedschaft in der
Rechtsanwaltskammer und somit auch keine Pflichtmitgliedschaft in der
berufsstÃ¤ndischen Versorgungseinrichtung. Damit fehle eine essentielle
Befreiungsvoraussetzung: die doppelte Pflichtmitgliedschaft in der gesetzlichen
Rentenversicherung und gleichzeitig in der berufsstÃ¤ndischen
Versorgungseinrichtung fÃ¼r dieselbe TÃ¤tigkeit. Der KlÃ¤ger sei wÃ¤hrend der
BeschÃ¤ftigung beimÂ  a. e.V. zwar Pflichtmitglied in der G. gewesen und der
Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung, dies aber allein auf
Grund seiner Zulassung als Rechtsanwalt.

Hiergegen erhob der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte mit Schriftsatz vom 05.11.2018,
eingegangen am 06.11.2018, Klage zum Sozialgericht NÃ¼rnberg. Die G. habe
nicht bis zum 31.12.2017 Ã¼ber den Antrag des KlÃ¤gers auf Zulassung als
Syndikusanwalt entschieden. Seit 21.12.2017 sei der KlÃ¤ger als selbststÃ¤ndiger
Rechtsanwalt mit Kanzleisitz in N. Mitglied der Rechtsanwaltskammer B-Stadt. Die
nach dem Ortswechsel nun zustÃ¤ndige Rechtsanwaltskammer B-Stadt habe nun
am 07.06.2018 festgestellt, dass dem KlÃ¤ger die Zulassung als Syndikusanwalt
hÃ¤tte erteilt werden mÃ¼ssen, wenn die TÃ¤tigkeit nicht bereits am 31.12.2017
geendet hÃ¤tte. Eine Zulassung habe nicht mehr erteilt werden kÃ¶nnen, da die
Voraussetzungen nicht mehr vorgelegen hÃ¤tten. Es werde in den gesetzlichen
Bestimmungen der Rentenversicherung nirgends das Bestehen eines
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses vorausgesetzt. Der KlÃ¤ger sei daher dennoch zu
befreien.

Die Beigeladene zu 1.) schloss sich der Argumentation des KlÃ¤gers an und verwies
auf das Urteil des Bayerischen Anwaltsgerichtshofs auf Grund der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vom 26.03.2018 (Az.: BayAGH I â�� 1 â�� 4/17).

Die Beigeladene zu 2.) fÃ¼hrte aus, dass sie strikt an die Beurteilung des Falles
durch das Sozialgericht in versicherungsrechtlicher Sicht anknÃ¼pfe. FÃ¼r den
Zeitraum 01.05.2004 bis 31.12.2014 seien fÃ¼r den KlÃ¤ger einkommensbezogene
PflichtbeitrÃ¤ge aus AngestelltentÃ¤tigkeit bezahlt worden, konkret der
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HÃ¶chstbeitrag als Beitragsobergrenze. FÃ¼r den Zeitraum 01.01.2015 bis
31.12.2016 seien fÃ¼r den KlÃ¤ger PflichtbeitrÃ¤ge aus selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit
als Rechtsanwalt festgesetzt und bezahlt worden, konkret der Grundbeitrag als
Beitragsuntergrenze. FÃ¼r den Zeitraum 01.01.2017 bis 31.12.2017 seien fÃ¼r den
KlÃ¤ger einkommensbezogene PflichtbeitrÃ¤ge aus selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit als
Rechtsanwalt festgesetzt und bezahlt worden.

Das Sozialgericht vertagte den Rechtsstreit in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom
20.03.2019. In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 27.09.2019 stellte die Beklagte
klar, dass mit dem streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid keine Entscheidung nach Â§
231 Absatz 4b SGB VI getroffen wurde.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt:

1. Der Bescheid der Beklagten vom 19.07.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 10.10.2018 wird aufgehoben.
2. Die Beklagte wird verpflichtet, den KlÃ¤ger fÃ¼r die TÃ¤tigkeit als
Projektmanager beimÂ  a. e.V. fÃ¼r den Zeitraum vom 01.05.2004 bis 31.12.2017
von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach Â§ 6
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI zu befreien.

Die Beklagte beantragt,

Â Â  Â Â Â  Â Â Â  Â die Klage abzuweisen.

Die Beigeladenen stellen keine AntrÃ¤ge.

Â 

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die Gerichtsakte der Sozialgerichts
NÃ¼rnberg S 16 R 815/18 sowie die beigezogene Akte der Beklagten Bezug
genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die zulÃ¤ssige Klage ist unbegrÃ¼ndet. Der Bescheid der Beklagten vom
19.07.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 10.10.2018 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger hat
keinen Anspruch auf Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung nach Â§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch Sechstes
Buch (SGB VI) fÃ¼r den Zeitraum vom 01.05.2004 bis 31.12.2017 fÃ¼r seine
TÃ¤tigkeit als Projektmanager beimÂ  a. e.V..

StreitgegenstÃ¤ndlich im vorliegenden Verfahren ist lediglich die Frage der
Befreiung nach Â§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI, so auch der ausdrÃ¼ckliche
Klageantrag. Die Frage der Befreiung nach Â§ 231 Absatz 4b SGB VI ist nicht
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streitgegenstÃ¤ndlich (zur Abtrennbarkeit vgl. auch: A., Beschluss vom 22. MÃ¤rz
2018, Az.: B 5 RE 12/17 B â�� zitiert nach juris).

Die Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r eine Befreiung nach Â§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1
SGB VI liegen fÃ¼r die TÃ¤tigkeit als Projektmanager beimÂ  a. e.V. nicht vor.

Nach Â§ 6 SGB VI gilt:
Absatz 1: Von der Versicherungspflicht werden befreit
1. BeschÃ¤ftigte und selbstÃ¤ndig TÃ¤tige fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung oder
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit, wegen der sie aufgrund einer durch Gesetz angeordneten
oder auf Gesetz beruhenden Verpflichtung Mitglied einer Ã¶ffentlich-rechtlichen
Versicherungseinrichtung oder Versorgungseinrichtung ihrer Berufsgruppe
(berufsstÃ¤ndische Versorgungseinrichtung) und zugleich kraft gesetzlicher
Verpflichtung Mitglied einer berufsstÃ¤ndischen Kammer sind, wenn
a) am jeweiligen Ort der BeschÃ¤ftigung oder selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit fÃ¼r ihre
Berufsgruppe bereits vor dem 1. Januar 1995 eine gesetzliche Verpflichtung zur
Mitgliedschaft in der berufsstÃ¤ndischen Kammer bestanden hat,
b) fÃ¼r sie nach nÃ¤herer MaÃ�gabe der Satzung einkommensbezogene BeitrÃ¤ge
unter BerÃ¼cksichtigung der Beitragsbemessungsgrenze zur berufsstÃ¤ndischen
Versorgungseinrichtung zu zahlen sind und
c) aufgrund dieser BeitrÃ¤ge Leistungen fÃ¼r den Fall verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit und des Alters sowie fÃ¼r Hinterbliebene erbracht und
angepasst werden, wobei auch die finanzielle Lage der berufsstÃ¤ndischen
Versorgungseinrichtung zu berÃ¼cksichtigen ist,
(Nummern 2. bis 4:â�¦.).
Die gesetzliche Verpflichtung fÃ¼r eine Berufsgruppe zur Mitgliedschaft in einer
berufsstÃ¤ndischen Kammer im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 gilt mit dem Tag als
entstanden, an dem das die jeweilige KammerzugehÃ¶rigkeit begrÃ¼ndende
Gesetz verkÃ¼ndet worden ist. Wird der Kreis der Pflichtmitglieder einer
berufsstÃ¤ndischen Kammer nach dem 31. Dezember 1994 erweitert, werden
diejenigen Pflichtmitglieder des berufsstÃ¤ndischen Versorgungswerks nicht nach
Satz 1 Nr. 1 befreit, die nur wegen dieser Erweiterung Pflichtmitglieder ihrer
Berufskammer geworden sind. FÃ¼r die Bestimmung des Tages, an dem die
Erweiterung des Kreises der Pflichtmitglieder erfolgt ist, ist Satz 2 entsprechend
anzuwenden. Personen, die nach bereits am 1. Januar 1995 geltenden
versorgungsrechtlichen Regelungen verpflichtet sind, fÃ¼r die Zeit der Ableistung
eines gesetzlich vorgeschriebenen Vorbereitungs- oder AnwÃ¤rterdienstes Mitglied
einer berufsstÃ¤ndischen Versorgungseinrichtung zu sein, werden auch dann nach
Satz 1 Nr. 1 von der Versicherungspflicht befreit, wenn eine gesetzliche
Verpflichtung zur Mitgliedschaft in einer berufsstÃ¤ndischen Kammer fÃ¼r die Zeit
der Ableistung des Vorbereitungs- oder AnwÃ¤rterdienstes nicht besteht. Satz 1 Nr.
1 gilt nicht fÃ¼r die in Satz 1 Nr. 4 genannten Personen.
(Absatz 1a:â�¦).
(Absatz 2: â�¦).
Absatz 3: Ã�ber die Befreiung entscheidet der TrÃ¤ger der Rentenversicherung,
nachdem in den FÃ¤llen
1. des Absatzes 1 Nr. 1 die fÃ¼r die berufsstÃ¤ndische Versorgungseinrichtung
zustÃ¤ndige oberste VerwaltungsbehÃ¶rde,
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2. des Absatzes 1 Nr. 2 die oberste VerwaltungsbehÃ¶rde des Landes, in dem der
Arbeitgeber seinen Sitz hat,
das Vorliegen der Voraussetzungen bestÃ¤tigt hat. In den FÃ¤llen des Absatzes 1b
gilt die Befreiung als erteilt, wenn die nach Â§ 28i Satz 5 des Vierten Buches
zustÃ¤ndige Einzugsstelle nicht innerhalb eines Monats nach Eingang der Meldung
des Arbeitgebers nach Â§ 28a des Vierten Buches dem Befreiungsantrag des
BeschÃ¤ftigten widerspricht. Die Vorschriften des Zehnten Buches Ã¼ber die
Bestandskraft von Verwaltungsakten und Ã¼ber das Rechtsbehelfsverfahren gelten
entsprechend.
Absatz 4: Die Befreiung wirkt vom Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen an,
wenn sie innerhalb von drei Monaten beantragt wird, sonst vom Eingang des
Antrags an. In den FÃ¤llen des Absatzes 1b wirkt die Befreiung bei Vorliegen der
Befreiungsvoraussetzungen nach Eingang der Meldung des Arbeitgebers nach Â§
28a des Vierten Buches bei der zustÃ¤ndigen Einzugsstelle rÃ¼ckwirkend vom
Beginn des Monats, in dem der Antrag des BeschÃ¤ftigten dem Arbeitgeber
zugegangen ist, wenn der Arbeitgeber den Befreiungsantrag der Einzugsstelle mit
der ersten folgenden Entgeltabrechnung, spÃ¤testens aber innerhalb von sechs
Wochen nach Zugang, gemeldet und die Einzugsstelle innerhalb eines Monats nach
Eingang der Meldung des Arbeitgebers nicht widersprochen hat. Erfolgt die Meldung
des Arbeitgebers spÃ¤ter, wirkt die Befreiung vom Beginn des auf den Ablauf der
Widerspruchsfrist nach Absatz 3 folgenden Monats. In den FÃ¤llen, in denen bei
einer MehrfachbeschÃ¤ftigung die Befreiungsvoraussetzungen vorliegen, hat die
Einzugsstelle die weiteren Arbeitgeber Ã¼ber den Zeitpunkt der Wirkung der
Befreiung unverzÃ¼glich durch eine Meldung zu unterrichten.
Absatz 5: Die Befreiung ist auf die jeweilige BeschÃ¤ftigung oder selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit beschrÃ¤nkt. Sie erstreckt sich in den FÃ¤llen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2
auch auf eine andere versicherungspflichtige TÃ¤tigkeit, wenn diese infolge ihrer
Eigenart oder vertraglich im Voraus zeitlich begrenzt ist und der
VersorgungstrÃ¤ger fÃ¼r die Zeit der TÃ¤tigkeit den Erwerb einkommensbezogener
Versorgungsanwartschaften gewÃ¤hrleistet.

Nach Â§ 46a BRAO gilt:
Absatz 1: Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft als Syndikusrechtsanwalt ist auf
Antrag zu erteilen, wenn
1. die allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen zum Beruf des Rechtsanwalts
gemÃ¤Ã� Â§ 4 erfÃ¼llt sind,
2. kein Zulassungsversagungsgrund nach Â§ 7 vorliegt und
3. die TÃ¤tigkeit den Anforderungen des Â§ 46 Absatz 2 bis 5 entspricht.
Die Zulassung nach Satz 1 kann fÃ¼r mehrere ArbeitsverhÃ¤ltnisse erteilt werden.
Absatz 2: Ã�ber die Zulassung als Syndikusrechtsanwalt entscheidet die Ã¶rtlich
zustÃ¤ndige Rechtsanwaltskammer nach AnhÃ¶rung des TrÃ¤gers der
Rentenversicherung. Die Entscheidung ist zu begrÃ¼nden und dem Antragsteller
sowie dem TrÃ¤ger der Rentenversicherung zuzustellen. Wie dem Antragsteller
steht auch dem TrÃ¤ger der Rentenversicherung gegen die Entscheidung nach Satz
1 Rechtsschutz gemÃ¤Ã� Â§ 112a Absatz 1 und 2 zu. Der TrÃ¤ger der
Rentenversicherung ist bei seiner Entscheidung Ã¼ber die Befreiung von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach Â§ 6 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 und Absatz 3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch an die
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bestandskrÃ¤ftige Entscheidung der Rechtsanwaltskammer nach Satz 1 gebunden.
Absatz 3: Dem Antrag auf Zulassung ist eine Ausfertigung oder eine Ã¶ffentlich
beglaubigte Abschrift des Arbeitsvertrags oder der ArbeitsvertrÃ¤ge beizufÃ¼gen.
Die Rechtsanwaltskammer kann die Vorlage weiterer Nachweise verlangen.
Absatz 4: Das Zulassungsverfahren richtet sich nach den Â§Â§ 10 bis 12a mit der
MaÃ�gabe, dass
1. abweichend von Â§ 12 Absatz 2 der Nachweis des Abschlusses einer
Berufshaftpflichtversicherung oder die Vorlage einer vorlÃ¤ufigen Deckungszusage
nicht erforderlich ist;
2. abweichend von Â§ 12 Absatz 3 die Bewerberin oder der Bewerber unbeschadet
des Â§ 12 Absatz 1, 2 Nummer 1 und Absatz 4 mit der Zulassung rÃ¼ckwirkend zu
dem Zeitpunkt Mitglied der Rechtsanwaltskammer wird, zu dem der Antrag auf
Zulassung dort eingegangen ist, sofern nicht die TÃ¤tigkeit, fÃ¼r die die Zulassung
erfolgt, erst nach der Antragstellung begonnen hat; in diesem Fall wird die
Mitgliedschaft erst mit dem Zeitpunkt des Beginns der TÃ¤tigkeit begrÃ¼ndet;
3. abweichend von Â§ 12 Absatz 4 die TÃ¤tigkeit unter der Berufsbezeichnung
â��RechtsanwÃ¤ltin (SyndikusrechtsanwÃ¤ltin)â�� oder â��Rechtsanwalt
(Syndikusrechtsanwalt)â�� auszuÃ¼ben ist.

Ein Anspruch auf Befreiung ergibt sich nicht, da der KlÃ¤ger nicht auf Grund der
TÃ¤tigkeit als Projektmanager beimÂ  a. e.V. aufgrund einer durch Gesetz
angeordneten oder auf Gesetz beruhenden Verpflichtung Mitglied einer Ã¶ffentlich-
rechtlichen Versicherungseinrichtung oder Versorgungseinrichtung seiner
Berufsgruppe (berufsstÃ¤ndische Versorgungseinrichtung) und zugleich kraft
gesetzlicher Verpflichtung Mitglied einer berufsstÃ¤ndischen Kammer ist. Der
KlÃ¤ger wurde fÃ¼r diese TÃ¤tigkeit nicht zur Rechtsanwaltschaft zugelassen. Die
Entscheidung der Rechtsanwaltskammer, die fÃ¼r die Rentenversicherung bindend
ist (Â§ 46a Absatz 2 Satz 4 BRAO), hat gerade keine konstitutive Wirkung. So wird
der KlÃ¤ger mit Bescheid vom 07.06.2018 gerade nicht zur Rechtsanwaltschaft als
Syndikusanwalt zugelassen, sondern es wird lediglich ausgesprochen, dass eine
Zulassung hÃ¤tte erteilt werden mÃ¼ssen, diese also rechtswidrig unterblieben ist.
Dies ist fÃ¼r die Befreiung nach Â§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI nicht
ausreichend. Soweit (offensichtlich) GrÃ¼nde der Zulassung entgegenstehen, kann
auch keine Befreiung von der gesetzlichen Rentenversicherungspflicht erfolgen.
Dies folgt zum einen daraus, dass der KlÃ¤ger in diesem Fall keinerlei
rentenrechtliche Absicherung hÃ¤tte, da er weder dem Versorgungswerk, noch der
allgemeinen Rentenversicherung zugehÃ¶rig wÃ¤re. Zum anderen ist auf Grund des
nÃ¶tigen Antrags auf Zulassung als Syndikusanwalt die konstitutive Wirkung
ersichtlich. Soweit sich der Syndikusanwalt zur Rechtsanwaltskammer zulÃ¤sst,
kann eine Befreiung erfolgen. Andernfalls bleibt er fÃ¼r diese TÃ¤tigkeit in der
gesetzlichen Rentenversicherung. Die Feststellung, dass der KlÃ¤ger hÃ¤tte befreit
werden mÃ¼ssen ist daher nicht ausreichend. Soweit GrÃ¼nde einer
(nachtrÃ¤glichen) Zulassung, beispielsweise auf Zeit (z.B. ab Antragseingang vom
29.03.2016 bis 31.12.2017) entgegenstehen, kann dies jedenfalls nicht Ã¼ber die
sozialrechtlichen Vorschriften geheilt werden. Eine (wenn auch unverschuldete)
verspÃ¤tete Bearbeitung eines rechtzeitig gestellten Antrags ist daher ggf. Ã¼ber
eine Auslegung oder Analogie der BRAO oder Ã¼ber eine GesetzesÃ¤nderung zu
lÃ¶sen. Einer nachtrÃ¤glichen Zulassung auf Zeit dÃ¼rfte jedenfalls eine etwaig

                             8 / 11

https://dejure.org/gesetze/BRAO/46a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/6.html


 

nÃ¶tige Eidesleistung nicht entgegenstehen, soweit generell eine
RÃ¼ckwirkungsmÃ¶glichkeit nach Â§ 46a Absatz 4 Nr. 2 BRAO fÃ¼r Zeiten vor
Eidesleistung bestÃ¼nde. Aus Sicht der Kammer besteht jedenfalls auf Grund der
konstitutiven Wirkung der Zulassung eines Syndikusrechtsanwalts, der Problematik,
dass im vorliegenden Falle bei einer Befreiung nach Â§ 6 Absatz 1 Satz 1 SGB VI
(analog) Ã¼berhaupt keine Pflichtversicherung bestÃ¼nde und der tatsÃ¤chlichen
Bindung der Beklagten an den Bescheid der Beigeladenen zu 1.), die gerade keine
Zulassung ausspricht, keine BefreiungsmÃ¶glichkeit durch Auslegung der
sozialgesetzlichen Vorschriften. Sollte Ã¼ber den Weg der Rechtsanwaltskammer
bzw. den entsprechenden Rechtsweg es nicht mÃ¶glich sein, eine solche Zulassung,
auch nicht fÃ¼r einen Zeitraum in der Vergangenheit (z.B. ab Antragseingang vom
29.03.2016 bis 31.12.2017), zu erlangen (vgl. Bundesgerichtshof, Urteil vom
29.01.2018 â�� AnwZ (Brfg) 12/17 â�� zitiert nach juris), ist davon auszugehen,
dass der Gesetzgeber eine Befreiung in diesen FÃ¤llen auch nicht vorgesehen hat.
Eine etwaig (ggf. auch unverschuldete) verzÃ¶gerte Entscheidung der
Rechtsanwaltskammer bei rechtzeitiger Antragstellung durch den KlÃ¤ger kann
jedenfalls nicht Ã¼ber sozialrechtliche Vorschriften ausgeglichen werden, da
unabhÃ¤ngig von den sozialrechtlichen Auswirkungen andernfalls die
Bearbeitungsdauer eines Antrages (einschlieÃ�lich mÃ¶glicher Gerichtsverfahren)
Ã¼ber die MÃ¶glichkeit einer Zulassung als Syndikusrechtsanwalt entscheiden
wÃ¼rde. Soweit der Gesetzgeber dies so gewollt hat, ist jedenfalls nicht ersichtlich,
dass er dies Ã¼ber sozialrechtliche Vorschriften korrigiert hat oder korrigieren
wollte (vgl. auch: Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom
20.03.2019, Az.: L 2 R 3561/18, Rn. 28 â�� zitiert nach juris).

Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft als Syndikusrechtsanwalt fÃ¼r die
streitgegenstÃ¤ndliche TÃ¤tigkeit ist fÃ¼r den KlÃ¤ger auch nicht entbehrlich. Die
TÃ¤tigkeit als nicht nach Â§ 46a BRAO zur Rechtsanwaltschaft zugelassener
Syndikusanwalt fÃ¼hrt nicht zur Pflichtmitgliedschaft im Versorgungswerk bzw. der
Kammer (sog. Doppelberufstheorie vgl. A., Urteil vom 03.04.2014, Az.: B 5 RE 13/14
R; Bundesgerichtshof, Urteil vom 25.02.1999, Az.: IX ZR 384/97; vgl. auch: EuGH
GroÃ�e Kammer, Urteil vom 14.09.2010, Az.: C-550/07 P; vgl. auch BVerfG,
Beschluss vom 04.11.1992, Az.: 1 BvR 79/85, 1 BvR 643/87, 1 BvR 442/89, 1 BvR
238/90, 1 BvR 1258/90, 1 BvR 772/91, 1 BvR 909/91 â�� jeweils zitiert nach juris).
Auch wenn der Gesetzgeber im Anschluss an die Entscheidung des A.s eine
Zulassung als Syndikusrechtsanwalt und damit die Befreiung nach Â§ 6 Absatz 1
Satz 1 Nr. 1 SGB VI ermÃ¶glichen wollte (vgl. BTDrucks 18/5201, S. 18), so ist nicht
ersichtlich, dass dies mittels Abkehr von der Doppelberufstheorie erfolgen sollte.
Gegen eine generelle Abkehr von der Doppelberufstheorie spricht insbesondere,
dass sich ein Syndikusrechtsanwalt erst auf Antrag zur Rechtsanwaltschaft zulassen
muss, ggf. auch neben einer ohnehin bestehenden Zulassung als Rechtsanwalt. So
ist BTDrucks 18/5201, S. 32 zu entnehmen, dass sehr wohl zwischen einer
TÃ¤tigkeit als Rechtsanwalt und einer als (reinem) Syndikusanwalt unterschieden
wird; â��Die TÃ¤tigkeit des Rechtsanwalts und damit auch seine Zulassung kann
sich â�� wie zuvor bereits ausgefÃ¼hrt â�� auf die TÃ¤tigkeit als
Syndikusrechtsanwalt beschrÃ¤nkenâ�� (BTDrucks 18/5201, S. 32). Dem steht nicht
entgegen, dass nach Â§ 46a Absatz 1 Satz 2 BRAO die Zulassung als
Syndikusanwalt fÃ¼r mehrere ArbeitsverhÃ¤ltnisse erteilt werden kann, da jedes
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(separat) auf die Voraussetzungen der Zulassung zum Syndikusrechtsanwalt (Â§
46a Absatz 1 Satz 1 BRAO) zu prÃ¼fen ist. Nicht ausreichend fÃ¼r eine Befreiung
von der gesetzlichen Rentenversicherung ist daher, dass der KlÃ¤ger fÃ¼r die
TÃ¤tigkeit als Rechtsanwalt zur Rechtsanwaltskammer zugelassen ist, da keine
(zusÃ¤tzliche) Zulassung als Syndikusanwalt vorliegt.

Auch auf Grundlage frÃ¼herer Befreiungen des KlÃ¤gers (Vertrauensschutz) ist
keine abweichende Entscheidung zu treffen. FÃ¼r die konkrete
streitgegenstÃ¤ndliche TÃ¤tigkeit liegt keine Befreiung nach Â§ 6 Absatz 1 Satz 1
Nr. 1 SGB VI vor. Soweit diese fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit â��als Rechtsanwaltâ��
ausgesprochen wurde, gilt diese ggf. fort, jedoch nicht fÃ¼r die
streitgegenstÃ¤ndliche TÃ¤tigkeit als Syndikusrechtsanwalt (s.o.:
Doppelberufstheorie). Dies gilt auch fÃ¼r den Fall, dass sich die Befreiung auf die in
einem frÃ¼heren Zeitraum durchgefÃ¼hrte TÃ¤tigkeit als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer beim
FrÃ¤nkischen Unternehmerverband e.V. erstrecken sollte, da es sich hierbei
ebenfalls um eine abweichende TÃ¤tigkeit von der streitgegenstÃ¤ndlichen handelt.
Jedenfalls sollte mit der Gesetzesneufassung nicht vom Prinzip einer
tÃ¤tigkeitsbezogenen Betrachtung (bei etwaigen mehreren TÃ¤tigkeiten)
abgewichen werden. Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des A.s erfolgt die Befreiung
von der Versicherungspflicht tÃ¤tigkeits- und nicht personenbezogen (vgl. etwa A.,
Urteil vom 03.04.2014, Az.: B 5 RE 13/14 R â�� zitiert nach juris). Dass hieran
festgehalten werden soll, ist auch aus Â§ 46b Absatz 4 BRAO ersichtlich, der einen
TÃ¤tigkeitswechsel anzeigepflichtig macht. â��Die Informationspflichten sind
erforderlich, um SyndikusrechtsanwÃ¤lte tÃ¤tigkeitsbezogen zulassen und
feststellen zu kÃ¶nnen, ob die den Vorschriften des Sozialversicherungsrechts (Â§ 6
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch â�� SGB VI) entsprechenden
Voraussetzungen fÃ¼r die Befreiung von der gesetzlichen
Rentenversicherungspflicht vorliegen. Denn auch nach geltender Rechtslage
mÃ¼ssen von der Rentenversicherungspflicht befreite SyndikusrechtsanwÃ¤lte
beim TrÃ¤ger der Rentenversicherung eine erneute Befreiung von der
Versicherungspflicht fÃ¼r eine geÃ¤nderte BeschÃ¤ftigung beantragen (BTDrucks
18/5201, S. 2, 3 sowie nochmals ausdrÃ¼cklich zur tÃ¤tigkeitsbezogenen
Beurteilung auf Seite 32, 34 und 36 â�� â��da die Zulassung als
Syndikusrechtsanwalt tÃ¤tigkeitsbezogen erfolgtâ��).â�� Vertrauensschutz fÃ¼r
eine von der befreiten abweichende TÃ¤tigkeit besteht daher nicht (A., Urteil vom
03. April 2014, Az.: B 5 RE 13/14 R, Rn. 58 â�� zitiert nach juris). Mangels
Vorliegens der Befreiungsvoraussetzungen nach Â§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI
kann auch dahinstehen, in welchem rÃ¼ckwirkenden Zeitraum eine
Befreiungsentscheidung nach dieser Vorschrift hÃ¤tte erfolgen kÃ¶nnen (vgl. Â§ 6
Absatz 4 SGB VI).

Die Klage ist daher abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Die Beteiligten, einschlieÃ�lich der
Beigeladenen, haben einander keine Kosten zu erstatten.
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